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Polizeireform

Unverantwortlich
Die aktuelle Kriminalstatistik belegt für
den Großraum Heidelberg einen dra-
matischen Anstieg der Kriminalität.
Heidelberg belegt damit in Baden-
Württemberg eine unrühmliche Spit-
zenposition. Offensichtlich hat diese
Entwicklung im Gemeinderat bis auf die
CDU keine Gruppierung auf dem
„Schirm“. Möglicherweise gibt es ja noch
wichtigere Themen als die Sicherheit der
Bürger. Dieser stillen Akzeptanz der
Stuttgarter Beschlüsse folgt jetzt ein in
seiner Dreistigkeit nicht zu überbieten-
des Ergebnis.

Es ist davon auszugehen, dass auch
Landespolitiker den Unterschied zwi-
schen Intervention und Prävention ken-
nen. Insofern reihen sich die Verlaut-
barungen grüner Landespolitiker aus der
Region in Bezug auf eine Sicherheits-
partnerschaft in die vorgenannte Be-
wertung ein. Vor dem Hintergrund der
rasanten Entwicklung der Kriminalität
in der hiesigen Region ist diese Ent-
scheidung und Hinnahme durch die weit
überwiegende Anzahl der gewählten
Bürgervertreter unverantwortlich.

Hans-Willi Rößler, Heidelberg

Polizeireform und Landtagsabgeordnete

Note: 6
Es ist eine jämmerliche Leistung welche
die beiden Landtagsabgeordneten der
Grünen, Sckerl und Katzenstein, für
unsere Region abgeliefert haben. Uli
Sckerl entpuppt sich in seiner Argu-
mentation gegen eine verbesserte Poli-
zeipräsenz in Heidelberg und Umge-
bung als wahrer Rechenkünstler. Die
Rechenleistung ist allerdings dermaßen
schwach, dass es nur eine glatte 6,0 da-
für geben kann.

Hermino Katzenstein steht seinem
Parteikollegen mit seinem Halbwissen –
und damit der Unterstützung der Kom-
munen in der Flüchtlingsfrage – kaum
nach. Man kann nur hoffen, dass dieses
Unvermögen bei der nächsten Land-
tagswahl wieder zum Thema wird. Auch
wenn bis dahin noch viel Zeit vergeht.
Verdient hätten es Sckerl und Katzen-
stein auf alle Fälle.

Ralf Kuhn, Sandhausen

Varianten der Neckarbrücke

Sehr schade
Wenn der Oberbürgermeister im Ge-
meinderat berichtet: „Das Amt für Ne-
ckarausbau hat uns mitgeteilt, dass es
keine Möglichkeit der Beteiligung der
Stadt am neuen Wehr mehr gibt“, dann
entfällt nun eine eventuell vorteilhafte
Variante der Rad- und Fußgängerver-
bindung zwischen Bergheim und Neu-
enheim. Die Stadtspitze wurde vor vie-
len Monaten von mehreren Bürgerinnen
und Bürgern auf diese Möglichkeit hin-
gewiesen. Mein Eindruck: Man hat diese
Variante nicht gewollt, sie deshalb nicht
gründlich untersucht und die Fristen für
eine kooperative Planung mit dem Amt
für Neckarausbau bewusst verstreichen
lassen. Sehr schade.

Wolfgang Weber, Heidelberg

Körperwelten

Gesetze nachbessern
So viel ist klar: Auch der medizinische
Laie hat ein berechtigtes Interesse an
anatomischer Aufklärung. Eine sachlich
angemessene anatomische Aufklärung
des Laienpublikums bedarf aber nicht
der Verwendung von Leichen. Eine Prä-
sentation von Plastinatnachbildungen
aus möglichst umweltschonendem, nicht
menschlichem Material oder eine Foto-
/Filmpräsentation der Plastinate in Ori-
ginalgröße hätte ebenso einen ausrei-
chenden Informationswert, könnte ko-
piert und die Zahl der Plastinatorigi-
nale auf ein Minimum beschränkt wer-
den. Eine Zahl von über 16 000 poten-
ziellen Körperspendern, die den Bedarf
weit überschreitet, droht die Plastina-
tion zu einem Massenphänomen werden
zu lassen und die Bestattungspflicht
auszuhebeln.

Das Bestattungsprinzip und die Men-
schenwürde gebieten eine Reduktion auf
das tatsächlich Notwendige. Denn es gibt

Körperwelten: Interview mit Prof. Kirsch

Menschen mit Würde
In der bisherigen Diskussion zur Nut-
zung des alten Hallenbades wurde zu
wenig von der Würde des Menschen und
der relativen Wertlosigkeit der Plasti-
nate für die Wissenschaft gesprochen.
Das hat jetzt der Anatom Prof. Kirsch
sehr eindrucksvoll nachgeholt. Dafür
herzlichen Dank ihm und dem Leiter der
Stadtredaktion. Plastinate und Ausstel-
lungsobjekte werden jetzt wieder das,
was sie waren und sind: verstorbene
Menschen – Menschen mit Würde und mit
Namen. Dies wurde im bisherigen Dis-
kurs zwischen Ausstellungsmachern,
Vermieter und meiner Meinung nach vor
allem von den Verantwortlichen in unse-
rer Stadt und im Stadtrat auf der Grund-
lage des Artikels 1 des Grundgesetzes zu
wenig ge- und beachtet.

Dr. Jürgen W. Schaefer, Heidelberg

nicht nur die individuelle Menschen-
würde wie die der Körperspender, son-
dern auch eine generelle, aus der allein
sich die individuelle ableitet und die
nicht vom Spenderwillen abhängig ist!
Und genau diese generelle Würde des
Wesens und der Gattung Mensch wird
durch beleidigende, verhöhnende und
unsachlich verzerrende Leichenschauen
wie Gunther von Hagens’ Körperwelten,
angetastet und verletzt. Um solche Miss-
handlungen des höchsten Rechtsguts
unserer Verfassung auszuschließen, be-
darf es einer entsprechenden Nachbes-
serung der Bestattungsgesetze. Die Stadt
Heidelberg muss diese Forderung an die
Landesregierung herantragen, wenn sie
nicht Opfer von Interessengruppen wer-
den will, die skrupellos eine Gesetzes-
lücke ausnutzen.

Dr. Christoph Voß, Heidelberg

Polizeireform

Anders dargestellt
30 Polizisten für Heidelberg – vielleicht,
vielleicht auch nicht? Auf den Wahl-
plakaten und in den Wahlkampfreden
wurde einiges anders dargestellt! Zum
Beispiel die CDU und das Sicherheits-
gefühl. Auf einem Wahlplakat stand:
„Damit aus dem Wort Sicherheit wieder
ein Gefühl wird!“

Sollte Heidelberg die 30 Polizisten
bekommen, könnten wahrscheinlich
Überstunden und Urlaub bei dem
Stammpersonal abgebaut werden, mehr
aber nicht!

Hans-Jürgen Prior, Heidelberg

Polizeireform

Eine Mogelpackung
Danke für den sehr zutreffenden Artikel
zur Sicherheitspartnerschaft an Micha
Hörnle. Darf ich als ehemaliger Poli-
zeibeamter in Heidelberg dazu noch er-
gänzend einen kritischen Hinweis ge-
ben: Eine sogenannte Sicherheitspart-
nerschaft mit der gelegentlichen Abord-
nung von einem Zug (drei Gruppen á 9
Beamte plus drei Führungskräfte) der
Bereitschaftspolizei (Bepo) ist doch eine
„Mogelpackung“.

Die meist ortsunkundigen Beamten –
teils noch in Ausbildung – bleiben der
Bepo unterstellt und sind nur zur
Dienstleistung beim Präsidium Mann-
heim zeitweise abgeordnet. Ihre Unter-
bringung ist nicht Heidelberg, weshalb
zur täglichen Dienstausübung zunächst
lange Anfahrtszeiten eingerechnet wer-
den müssen. Ihr Einsatzgebiet regelt
Mannheim. Bei drei Innenstadtrevieren
mit je fünf Dienstgruppen würden 30
Beamte ein Revier mit gerade einmal
einer Streifenbesatzung verstärken. Für
den Rhein-Neckar-Kreis also ohne Ent-
lastung.

Die Bepo-Beamten würden auf ihren
Streifenfahrten versuchen, verdächtige
Straftäter mit ihren Straftaten im ers-
ten Angriff auf frischer Tat aufzugrei-
fen beziehungsweise zu ermitteln. Die
später notwendigen meist zeitrauben-
den Nachermittlungen, Spurensiche-
rungen, Anzeigebearbeitungen und -
vorlagen müssen nach Abzug der Bepo-
Leute von den zurückbleibenden bereits
überlasteten Beamten erledigt werden.
Sie werden damit an den Schreibtisch
gebunden und der Präsenzeffekt ver-
pufft. Das ist keine Lösung.

Dieter Berberich, Heidelberg

Um das Sicherheitsgefühl der Bürger zu stärken, liefen im Herbst 2016 wochenlang bis zu zwölf zusätzliche Beamte der Bereitschaftspoli-
zei durch Heidelberg – auch in der Schwanenteichanlage in Bergheim. Wie viele zusätzliche Polizisten die versprochene Sicherheitspartner-
schaft in die Stadt bringt, ist noch völlig unklar. Archivfoto: Philipp Rothe

Körperwelten: Interview mit Prof. Kirsch

Es ist Kitsch
Herrn Prof. Kirsch ist sehr zu danken für
seine Stellungnahme zur Ausstellung von
plastinierten menschlichen Körpern. Er
macht eine klare Unterscheidung zwi-
schen der nützlichen Verwendung von
Plastinaten als Ergänzung im medizi-
nischen Unterricht und der Zurschau-
stellung von plastinierten Körpern in
diesen exaltierten Posen im öffentlichen
Raum, denen jegliche aufklärende
Funktion fehlt. Der Vorschlag, Herrn
Gunther von Hagens als Künstler zu be-
zeichnen, liegt nahe, schon wegen seiner
Beuys-Imitation mit dem ständigen Tra-
gen eines Hutes.

Doch steht dem zum einen entgegen,
dass Künstler ihre Werke nicht wie hier
primär aus pekuniärem Interesse pro-
duzieren, und zum anderen, dass Kunst-
werke einen eigenständigen Erkennt-
niswert besitzen, der diesen Plastinaten
in ihrer berechneten Gefühlsverlogen-
heit ohne ästhetischen Sinnzusammen-
hang abgeht.

Eine korrekte Bezeichnung für der-
artige Produkte wäre daher „Kitsch“, sie
wären dann gewissermaßen die
„röhrenden Hirsche“ der Anatomie.

Prof. Dr. Horst Seller, Heidelberg

Prioritäten bei Straßenbauprojekten

Nicht nur Großprojekte
Der Beginn der Großbaustelle am nörd-
lichen Bahnhofsvorplatz wird um ein
Jahr verschoben, wie die Rhein-Neckar-
Zeitung schreibt. Wir Freien Wähler
hatten zusammen mit anderen Fraktio-
nen gegen diese Maßnahme gestimmt. Im
Hinblick auf die zahlreichen Großpro-
jekte schien uns dieser Plan nicht drin-
gend erforderlich. Unser Hauptkritik-
punkt: Eine Fahrbahn für den Indivi-

dualverkehr fällt weg. Nun zeigt sich,
dass die Kostenvorstellungen offenbar
etwas von Wunschdenken geprägt wa-
ren. Wie soll man sonst erklären, dass es
nur einen Bieter bei der Ausschreibung
gab und dass dessen Kostenvoranschlag
wohl realistisch 50 Prozent über der Vor-
gabe der Stadt – nämlich 20,2 Millionen
– lag?

Dagegen steht ein anderes Straßen-
erneuerungsprojekt, nämlich die Maaß-
straße in Wieblingen zwischen Thad-
denplatz und OEG. Die Notwendigkeit
der Reparatur wurde schon 2014 fest-
gestellt. 2016 wurden 450 000 Euro im
Rahmen eines Sonderprogrammes ge-
nehmigt. Jetzt wurde der Stadtteil auf
Baubeginn im Jahr 2019 vertröstet. Ich
empfehle, die Holperpiste einmal mit
dem Fahrrad zu erproben.

Ich bitte im Namen aller Wieblinger,
hier den Zeitplan zu korrigieren wie ur-
sprünglich geplant. Die Stadt sollte nicht
Großprojekte ohne Ende angehen und die
täglichen Bedürfnisse der Bürger hinten
anstellen.

Dr. Ursula Lorenz, Altstadträtin

Der reinste Flickenteppich: So sieht die Maaß-
straße in Wieblingen aus. Doch die Reparatur
wird immer wieder verschoben. Foto: privat

Umzug des Karlstorbahnhofs

Nicht schon wieder
Bevor der Karlstorbahnhof am 8. Dezem-
ber 1995 eingeweiht wurde, gab es heftige
inhaltliche und finanzielle Diskussionen,
die wir als Stadträtinnen miterlebt und
mitgestaltet haben. Die finanziellen De-
batten hatten zur Folge, dass der Umbau
von auf sieben Millionen Mark veran-
schlagten Kosten auf vier Millionen ab-
gespeckt wurde. Mit diesen Folgen (Aus-
wirkung auf die Hauptbühne, mangelnde
Isolierung und keine Möglichkeit für
parallele Veranstaltungen etc.) hat sich
der Karlstorbahnhof seither rumschla-
gen müssen, was sich auch auf die Ein-
nahmeseite auswirkte und stetige bauli-
che Nachbesserungen zur Folge hatte, die
immer wieder zu ermüdenden Debatten
im Gemeinderat über die finanzielle Lage
des Karlstorbahnhofs führten. Trotzdem
machte sich das städtische Kulturhaus
einen Namen über Heidelberg hinaus und
wurde mehrfach ausgezeichnet.

Durch diese Erfolge platzte der
Karlstorbahnhof aus allen Nähten und
man lockte ihn in die Südstadt mit Ver-
sprechungen, die nun offensichtlich nicht
eingehalten werden können. Der Ge-
meinderat sollte die Fehler von damals
nicht wiederholen. Wenn man schon
glaubt, dass ein Umzug nötig ist, dann
sollte man den Karlstorbahnhof auch
jetzt funktionstüchtig und angemessen
ausstatten und nicht wegen zwei Millio-
nen Euro die Fehler von damals wieder-
holen.

Dorothea Paschen und
Dr. Annette Trabold, Altstadträtinnen

Diskussion über Religion und Gewalt

Hitler sah sich als Christ
Als Gegenkraft gegen Krieg sei „Religion
die Lösung, nicht das Problem. Die Al-
ternative seien Stalin, Hitler, Pol Pot“.
Da ist er also wieder, der gottlose Na-
tionalsozialismus mit seinem atheisti-
schen Führer Adolf Hitler. Man mag es
Altbischof Wolfgang Huber nachsehen,
dass er dies als befangener Christ so se-
hen will.

Wahr ist diese Behauptung nicht. Im
Gegenteil. Hitler war ein gottesfürchti-
ger Katholik, was er nicht nur in den
christlichen Motiven seiner Malerei,
sondern auch in „Mein Kampf“ und sei-
nen Reden von 1921 bis 1945 kontinu-
ierlich und deutlich zum Ausdruck
bringt. Hitler verehrte (wie auch Goeb-
bels) einen „arischen“ Jesus Christus und
war selbstverständlich (wenn auch in
seiner eigenen Art) ein Christ – nicht im
Sinne der Bergpredigt, aber sehr wohl im
Sinne der Tempelreinigung (Joh 2, 15),
auf die er sich in seinen Reden mehrfach
berief.

Getragen wurde der Nationalsozia-
lismus von einer durch und durch christ-
lichen Gesellschaft, die zu mehr als 95
Prozent in den beiden Großkirchen or-
ganisiert war. „Gewalt im Namen Got-
tes“, so zeigt es die Geschichte, ist eines
der Probleme, das zu Kriegen führen
kann. Als Beispiel für religiös motivier-
te Gewalt sei hier die im Christentum
verankerte Judenfeindschaft als Vor-
aussetzung für die Katastrophe des Ho-
locaust genannt. Im katholischen Lexi-
kon der Religionen liest man hierzu rich-
tigerweise: „Ohne die nahezu 2000 Jah-
re christliche Judenfeindschaft wäre
Auschwitz nicht möglich gewesen.“

Auch der in der Lutherdekade ge-
feierte Reformator hat dazu mit seinen
judenhetzerischen Schriften einen vor-
bereitenden und verheerenden Beitrag
geleistet! Die Diskutanten haben es dann
auch tatsächlich geschafft, vor dem le-
bensgroßen Bild Martin Luthers dessen
verbale Gewalt gegen Juden, Bauern,
Muslime und Behinderte komplett aus-
zublenden. Bravo!

Reinhold Schlotz, Ladenburg

Schlossfestspiele: „Glückliche Zeiten“

Wie beim Laientheater
Nachdem wir das Stück „Glückliche
Zeiten“ gesehen haben, fragen wir uns,
wieso ein RNZ-Kritiker diese Inszenie-
rung auch noch lobt. Wie bei einem
Laientheater werden fast alle Dialoge in
großer Lautstärke geführt, unentwegt
schreit jemand unmotiviert, und die nor-
mal gesprochenen Passagen lassen sich
an einer Hand abzählen. Und warum
müssen die Schauspieler bei jedem Auf-
tritt die Bühne in wilden Sprüngen be-
treten und ohne szenische Notwendig-
keit danach drei Runden um den Brun-
nen in der Mitte rennen? Leider hatten
wir keine Gelegenheit, diesen Klamauk
vorzeitig zu verlassen – es gab keine Pau-
se. Schade um die Zeit und das Geld. Aus
dem Drehbuch könnte eine mit ruhiger
Hand geführte Regie sicher einen unter-
haltsamen Abend gestalten.

Doris und Günther Weist, Heidelberg

Städtischer Kampf gegen „To Go“-Becher

Ihre Zweifel sind berechtigt, so wird man
es nicht lösen mit den Maßnahmen, die
man sich bisher ausgedacht hat.

Die beste Ökobilanz hat ein (Einweg-
)Becher, der wiederverwertbar ist. Die
heute verwendeten ToGo Becher sind es
nicht, weil Karton und Kunststoff fest
miteinander verbunden sind. Der Ärger,
mit dem sich die Abfallwirtschaft her-
umschlägt, ist sofort aus der Welt, wenn
die beiden Materialien (leicht) vonein-
ander trennbar sind. Die Abfallsortierer
erkennen dann Karton und Kunststoff als
das, was sie sind: Wertstoffe für den ein-
gespielten Kreislauf. Unsere Papier-
industrie hat den in hundert fünzig Jah-
ren perfektioniert und bei Kunststoffen
hat sich für PET (Flaschen) ein vorbild-
liches Modell etabliert. Davon ließe sich
einiges lernen für die anderen Kunst-
stoffe – sobald sie etabliert sind. Ohne
Pfand ginge es freilich nicht, wie bei PET.
Aber wenn das mit etwas Witz an die Kaf-
feetrinker herangetragen wird, werden
die mitmachen. Sie wissen längst, dass es
so nicht weitergeht, genauso wie die Kaf-
fee-Verkäufer. Schließlich ist Mülltren-
nung längst selbstverständlich.

Werner Wilke, Heidelberg

Besuch von Prinz William und Herzogin Kate

Wo ist der Mehrwert?
Es irritiert mich zu lesen, dass seit Wo-
chen wohl mehrere Personen im Rat-
haus und vielen anderen Stellen viel Zeit
und vermutlich noch mehr Geld auf-
wenden, um einen mittlerweile immer-
hin noch knapp vierstündigen Termin des
britischen Prinzenpaares perfekt zu ge-
stalten. Vielleicht ja sogar mit Kindern
– wow! Schön für sie und sicherlich auch
schön und spannend für den Heidel-
berger Regattaverband, dass Kate und
William vielleicht gemeinsam oder aber
alleine in einem Boot (welch spannen-
des Geheimnis, kann mich kaum halten
vor Aufregung) auf dem Neckar rudern
werden.

„Eine Mammutaufgabe für die Poli-
zei“. Ja, das wird es wohl sein. Und für
all die anderen Personen auch, die alles
abschotten und für Sicherheit sorgen
werden. Mag sein, dass ich den Mehr-
wert solcher unglaublich teuren, deka-
dentenundelitärenEvents füreineStadt,
eine Region und ganz Deutschland nicht
erfassen kann. Aber sie besuchen ja auch
ein paar Straßenkinder und nehmen ein
Bad in der Masse – wie schön! Verzei-
hung, aber ich muss mich – auch stell-
vertretend für alle Menschen, die immer
von Armut und Ausgrenzung betroffen
sind – schnell mal übergeben.

Anja Dorsch, Heidelberg
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